
Aus den G r ü n d e n :
Das Kreisgericht ist zu Recht davon ausgegangen, daß 
der Einspruch verspätet ist und daß auch keine Vor­
aussetzungen für die Gewährung der Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand vorliegen. Dafür mangelt es zu­
nächst an einem rechtzeitig gestellten Antrag. Der 
Verklagte war aber auch nicht durch einen unab­
wendbaren Zufall verhindert, die Notfrist der §§ 700, 
339 Abs. 1, 508 Abs. 2 ZPO einzuhalten, und er hat 
auch nicht ohne Verschulden von der Zustellung des 
Vollstreckungsbefehls keine Kenntnis erlangt.
Die grundsätzliche Rechtsauffassung geht dahin, daß 
die Durchsetzung materieller Rechte möglichst nicht 
daran scheitern soll, daß Formvorschriften nicht ein­
gehalten oder Fristen versäumt wurden. Dem beugen 
die Gerichte durch gründliche Rechtsmittelbelehrun­
gen vor.
Die Rechtssicherheit gebietet aber, für den Gebrauch 
eines gesetzlich vorgesehenen Rechtsmittels oder 
Rechtsbehelfs Grenzen zu setzen. An dem Ergebnis 
eines Zivilprozesses sind zwei Parteien interessiert; 
deshalb kann das Verfahren nicht einseitig nur auf 
die Belange einer Partei, hier des Rechtsmittelführers, 
abgestellt werden. Die andere Partei hat ein berech­
tigtes Interesse daran, daß sie auf die Einhaltung ge­
setzlich vorgesehener Fristen und auf die Rechtskraft 
eines Vollstreckungstitels vertrauen kann. Deshalb hat 
grundsätzlich die Versäumung einer Prozeßhandlung 
gemäß §230 ZPO zur Folge, daß die Partei mit der 
vorzunehmenden Prozeßhandlung ausgeschlossen wird. 
An die Ausnahmen von diesem Grundsatz sind keine 
überspitzten und lebensfremden Anforderungen zu 
stellen (vgl. OG, Urteil vom 8. Februar 1962 — 1 Zz 
6/62 — NJ 1963 S. 94).
Aber auch bei Berücksichtigung der besonderen Lage 
des Einzelfalls ist Maßstab für den Grad an Umsicht 
und Gewissenhaftigkeit dasjenige, was von allen Bür­
gern zur Wahrnehmung ihrer Interessen in eigenen 
Rechtsangelegenheiten im allgemeinen verlangt werden 
muß. Dazu gehört die Sorge für den ordentlichen Zu­
gang von Eostsendungen im allgemeinen, die ggf. not­
wendig werdende Information anderer Bürger über in 
nächster Zeit evtl, zu erwartende Maßnahmen in einer 
schwebenden Rechtssache vor Antritt einer längeren 
Reise und die Vorsorge zur Wahrung von Fristen und 
Terminen bei Abwesenheit. Zu den Pflichten eines je­
den Bürgers gehört es auch, bei Inanspruchnahme der 
Rechtsantragstelle den dort tätigen Justizangestell­
ten umfassend und gründlich über das Anliegen, das 
zu Protokoll gegeben werden soll, aufzuklären.
Das Verhalten des Verklagten liefe, wenn es als Wie­
dereinsetzungsgrund gemäß § 233 ZPO anerkannt 
würde, auf ein unbefristetes Einspruchsrecht gegen 
Vollstreckungsbefehle oder Versäumnisurteile hinaus. 
Derartige Tendenzen sind aber mit einem ordentlichen 
Gerichtsverfahren nicht zu vereinbaren und wider­
sprechen der Rechtsordnung.
Der Verklagte hat zunächst gegen den Zahlungsbefehl 
keinen Widerspruch eingelegt. Er lebt in K., läßt aber 
seine Post zu seinen Eltern nach T. schicken, so daß 
er zwangsläufig von deren Eingang erst später Kennt­
nis erhält. Den Vollstreckungsbefehl hat er, nachdem 
er am 3. August von seiner Reise zurückgekehrt war, 
erst am 8. August von der Post abgeholt, da inzwischen 
der Gerichtsvollzieher vorstellig geworden war. Am
12. August hat er schließlich Einspruch gegen den Voll­
streckungsbefehl eingelegt, ohne aber wegen der ver­
säumten Einspruchsfrist einen Antrag auf Wiederein­
setzung zu stellen. Seine Krankheit stand einer frühe­
ren Einlegung des Einspruchs nicht entgegen; denn er 
war trotz angeblich ärztlich verordneter Bettruhe am

8. August auf der Post und am 12. August beim Kreis­
gericht.
Im übrigen ist dieses Verhalten des Verklagten ledig­
lich für die Charakterisierung seiner Einstellung zu 
der Sache von Bedeutung; rechtlich ist es bedeutungs­
los. Die Einspruchsfrist gegen den Vollstreckungsbe­
fehl lief am 16. Juli 1969 ab, damit erlangte dieser am
17. Juli 1969 Rechtskraft. Von der Zustellung des Voll­
streckungsbefehls erhielt der Verklagte erst nach dem
3. August Kenntnis. Die Frist für den Antrag auf Wie­
dereinsetzung lief somit mindestens bis zum 18. August 
1969. Der Verklagte hätte also noch am 12. August den 
Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
stellen können. Dieser Antrag ist aber erst am
1. Oktober 1969 gestellt worden. Die Folgen dieser 
Fristversäumung können aber — abgesehen davon, daß 
die inhaltlichen Voraussetzungen für die Wiederein­
setzung in den vorigen Stand nicht vorhanden sind — 
nicht durch die Bewilligung einer weiteren Nachfrist 
beseitigt werden.

A n m e r k u n g :
Das Urteil nimmt zu den Anforderungen Stellung, die 
an die Sorgfalt eines Bürgers bei der Wahrnehmung 
eigener Rechtsangelegenheiten zu stellen sind, und 
zwar im Hinblick auf die Beseitigung von Säumnis­
folgen nach der Zustellung von Postsendungen. Ist eine 
unmittelbare Zustellung von Postsendungen nicht mög­
lich, dann gilt die Zustellung als bewirkt, wenn der 
Empfänger von der Niederlegung der Sendung beim 
Postamt benachrichtigt worden ist. Der gegenwärtige 
Entwurf eines Gesetzes über das gerichtliche Verfah­
ren in Zivil-, Familien- und Arbeitsrechtssachen sieht 
eine Frist von einer Woche zwischen der Niederlegung 
und dem unterstellten Zugang der Sendung an den 
Empfänger vor, was gegenwärtig bei der Zustellung 
durch Niederlegung bei der Post oder anderen Stellen 
nicht geregelt ist (vgl. § 182 ZPO). Die beabsichtigte 
Regelung wird demnach dem Empfänger größere 
Sicherheit gewährleisten als die jetzige Form der Zu­
stellung durch Niederlegung. Auf die tatsächliche 
Kenntnisnahme des Inhalts der Sendung durch den 
Empfänger wird es aber auch in Zukunft nicht ankom­
men.
Die Benachrichtigung von der Niederlegung der Sen­
dung beim Postamt ist angesichts der Tatsache, daß die 
Bürger meist berufstätig sind, als die typische Form 
der Zustellung anzusehen. Daher bemüht sich die 
Deutsche Post, in den größeren Städten Zustellbezirke 
einzurichten und Zustellmöglichkeiten zu schaffen, die 
den Empfängern das Abholen von Postsendungen er­
leichtern. Damit erwächst für jeden Empfänger von 
Postsendungen aber auch die Pflicht, dafür zu sorgen, 
daß ihm solche Sendungen, zu denen auch die Benach­
richtigungen gehören, zugehen.
Es ist K e l l n e r  vollauf zuzustimmen, wenn er in 
seinem Beitrag „Die Befreiung von den Folgen der 
Fristversäumnis“ (NJ 1971 S. 141 ff. [143]) für das künf­
tige Zivilverfahren davon ausgeht, daß an die Sorg­
faltspflichten der Bürger in bezug auf ihren Postemp­
fang hohe Anforderungen gestellt werden müssen und 
daß ein Bürger mit der Behauptung, ein im Wege der 
Ersatzzustellung übermitteltes Schriftstück sei ihm 
nicht zugegangen, nur gehört werden kann, wenn er 
darlegt, daß er bei Beachtung seiner Pflichten außer­
stande war oder daran gehindert wurde, von der zuge­
stellten Sendung Kenntnis zu nehmen. Das erfordert 
von jedem Bürger, bei Wohnungswechsel oder bei 
längerer Abwesenheit von der Wohnung besondere 
Vorsorge zu treffen und Möglichkeiten für andere 
Personen auszuschließen, die Postsendung oder die Be­
nachrichtigung zur Abholung einer solchen dem Emp-
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